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Bonn, den 18. Februar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Fahrkosten in der Bundeswehr 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Damm, 
Ernesti, Dr. Klepsch und Genossen 
- Drucksache VI/324 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Rechnet die Bundesregierung bei der derzeitigen Konjunktur- 
lage noch mit einer weiter verstärkten Abwanderung von 
Arbeitnehmern aus der Bundeswehr? 


Die Gesamtzahl der Arbeitnehmer der Bundeswehr hat sich im 
Laufe des Jahres 1969 um ca. 2500 erhöht, Anzeichen für eine 
verstärkte Abwanderung von Arbeitnehmern der Bundeswehr 
auf Grund der derzeitigen Konjunkturlage sind z. Z. nicht er- 
kennbar. In einigen Fachbereichen wie z. B. dem MB-Wesen und 
insbesondere im technischen Dienst besteht jedoch - wie allge- 
mein auf dem Arbeitsmarkt - noch ein Mangel an Fachkräften. 
Die Bundesregierung wird die Entwicklung der Personalzahlen 
in diesen Bereichen und allgemein auf dem Arbeitnehmersektor 
genau beobachten. 


2. Welche kurzfristigen Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um eine weitere Schwächung der Einsatzbereitschaft 
der Bundeswehr durch die Abwanderung von Arbeitnehmern zu 
verhindern? 


Die derzeitige Entwicklung auf dem Arbeitnehmersektor läßt 
eine Schwächung der Einsatzbereitschaft der Bundeswehr nicht 
befürchten; für kurzfristige Maßnahmen besteht daher z. Z. 
keine Notwendigkeit. Im übrigen hat die Bundesregierung bei 
der schriftlichen Beantwortung der Fragen 121, 122 und 123 des 
Abgeordneten Haase (Kellinghusen) in der Fragestunde des 
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Deutschen Bundestages in der 237. Sitzung am 12. Juni 1969 
darauf hingewiesen, daß in der Fahrkostenzuschußregelung des 
Bundes vom 13. Mai 1965 für abgelegene Dienststätten der 
Bundeswehr bereits die Möglichkeit besteht, Härten weitgehend 
zu vermeiden. Den bei abgelegenen Dienststätten Beschäftigten, 
denen das Wohnen in der Nähe der Dienststelle nicht möglich 
oder nicht zumutbar ist, wird danach ohne Rücksicht auf die 
Höhe ihres Einkommens ein Fahrkostenzuschuß gewährt. In den 
letzten Monaten wurde für weitere 130 Orte, insgesamt somit 
für 260 Orte, das Vorliegen solcher dienstlicher Gründe aner- 
kannt. Die Bundesregierung wird auch in Zukunft überall dort, 
wo sich die Notwendigkeit ergibt, die Ausnahmeregelung 
anwenden. 


3. In welcher Weise wird die Bundesregierung für die Arbeit- 
nehmer im Bereich der Bundeswehr eine Fahrkostenregelung 
und eine Regelung des Verpflegungszuschusses treffen, die die 
bestehenden Ungleichheiten beseitigt und ähnliche Leistungen 
wie in der freien Wirtschaft gewährt? 

4. Wird die Bundesregierung in einer verbesserten Fahrkosten- 
und Verpflegungszuschußregelung die besondere Situation der 
Soldaten und Beamten in der Bundeswehr berücksichtigen? 

Die Regelungen über die Gewährung von Fahrkosten und Ver- 
pflegungszuschuß stellen nur ein Teilgebiet der Gesamtarbeits- 
bedingungen der Arbeitnehmer dar und können nicht losgelöst 
von den übrigen Arbeitsbedingungen betrachtet werden. Ein 
Vergleich mit Fahrkostenregelungen, wie sie in Teilbereichen 
der freien Wirtschaft bestehen, ist ohne Einbeziehung der son- 
stigen Regelungen der Arbeitsverhältnisse somit nicht möglich. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß Fahrkosten- und Ver- 
pflegungszuschußregelungen bei Vorliegen gleicher Verhält- 
nisse grundsätzlich für Soldaten, Beamte und Arbeitnehmer 
nicht unterschiedlich gestaltet werden sollen. Soweit aus der 
Zeit des Aufbaues der Bundeswehr Sonderbestimmungen für 
Arbeitnehmer erforderlich waren, bestehen diese aus arbeits- 
rechtlichen Gründen als Besitzslandsmaßnahme weiter. Es wird 
insoweit ebenfalls auf die Antwort der Bundesregierung in der 
237. Sitzung der 5. Wahlperiode des Deutschen Bundestages hin- 
gewiesen. Sollten für eine der vorgenannten Personengruppen 
weitere Regelungen erforderlich werden, wird die Bundesregie- 
rung prüfen, ob und inwieweit aus Gründen der Gleichbehand- 
lung andere Personengruppen darin einzubeziehen sind. 

Die Frage wird auch im Zusammenhang mit der von mir einge- 
leiteten kritischen Bestandsaufnahme der Bundeswehr geprüft 
werden. 


In Vertretung 

Berkhan 
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